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Die Hürden zur Teilnahme an der öffentlichen Gesellschaft, der Demokratie 
und der Politik sollten eigentlich so niedrig wie möglich sein. Zur Zeit ist 
das leider nicht der Fall: In allen Bereichen gibt es unnötige Barrieren, 
welche der Teilhabe im Weg stehen. Wir haben uns zur Aufgabe gemacht, 
diese Barrieren abzubauen und so möglichst allen Menschen eine freie 
Entfaltung ihrer Persönlichkeit und die Mitbestimmung in der Politik zu 
ermöglichen.
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Das Recht auf Privatsphäre, eine transparente Verwaltung, eine Modernisierung 
des Urheberrechtes, freie Kultur, freies Wissen und freie Kommunikation sind die 
grundlegenden Ziele der internationalen Piratenbewegung und seit dem Jahr 2006 
auch der Piratenpartei Deutschland.

Seit 2009 sind wir PIRATEN auch im Kreis Göppingen aktiv und kämpfen auch auf 
kommunaler Ebene für mehr Transparenz, Demokratie und Freiheit in der Politik.

Bei den Kommunalwahlen 2014 zogen wir mit einem Sitz in den Göppinger Ge-
meinderat ein. Unsere bisherige Arbeit und die erzielten Erfolge möchten wir gerne 
fortsetzen. Mit Ihrer Stimme können Sie uns dabei helfen!

In den vergangenen fünf Jahren konnten wir mit dem Bereich Transparenz ein The-
ma im Gemeinderat etablieren, das bisher nahezu vollständig ignoriert wurde. Bei-
spielhaft seien hier die Protokolle der Gemeinderatssitzungen genannt, die erst auf 
unseren Antrag hin im Internet veröffentlicht werden. Für unseren bisher größten 
Erfolg mussten wir dementsprechend auch fünf Jahre hart kämpfen. Doch mit dem 
kürzlich gefassten Beschluss, Gemeinderatssitzungen zukünftig im Internet zu 
übertragen, hat sich unsere Hartnäckigkeit ausgezahlt!

Weitere Erfolge konnten wir unter anderem im Bereich Inklusion erzielen. Hier 
konnten wir die Einrichtung und Fortschreibung eines Barrierekatasters erreichen, 
sowie den Aufbau von inklusiven Spielgeräten auf Spielplätzen, die auch behinder-
ten Kindern eine Teilnahme ermöglichen.

Leider gab es natürlich nicht nur Erfolge. Unsere Anträge auf kostenlose Kita-Plät-
ze wurden beispielsweise regelmäßig vom Großteil des Gemeinderats abgelehnt. 
Und auch im Bereich Bürgerbeteiligung gibt es noch einiges zu tun: So wurde zwar 
unser Antrag auf einen Bürgerentscheid zum Baugebiet Dittlau angenommen, die 
Einrichtung eines Bürgerhaushalts scheiterte jedoch regelmäßig an der Ablehnung 
fast aller restlichen Parteien.

Auf den folgenden Seiten finden Sie unser Kommunalwahlprogramm für Göppin-
gen mit unseren politischen Schwerpunkten für die nächsten fünf Jahre. 

Wenn wir Sie mit unserer Arbeit überzeugt haben, würden wir uns freuen, wenn 
Sie uns mit Ihrer Stimme die Möglichkeit auf weitere fünf Jahre Kampf für den Ab-
bau von Barrieren in der Politik geben.

Ihr 
Michael Freche 
Piratenstadtrat
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Mitbestimmung & Transparenz

Frühe Bürgerbeteiligung

Die Einwohner müssen früher als bisher in die Planung von Projekten eingebunden 
werden. Besonders bei öffentlichen Bauvorhaben wird die breite Öffentlichkeit 
oft erst in den wenigen Wochen der Einspruchsfrist im Planfeststellungsverfahren 
mehr oder weniger umfassend informiert. Wir fordern seitens der Verwaltungen 
die aktive Bürgereinbindung bereits vor dem Beginn der Planungen, damit Vor-
schläge aus der Bürgerschaft noch berücksichtigt werden können.

Zwingende Bürgerentscheide bei Großprojekten

Bei der Planung von Großprojekten (z.B. Einkaufszentrum) sollen die Bürger mit 
einbezogen werden. Ein Bürgerentscheid soll verpflichtend sein.

Bild- und Tonaufzeichnung von Gemeinde- und Kreistagssitzungen

Sitzungen von Kommunalparlamenten sowie deren Ausschüssen sollen aufge-
zeichnet und bei Möglichkeit live übertragen werden. In Göppingen wurde auf 
unseren Antrag hin bereits eine Testphase beschlossen, die wir möglichst schnell 
zu einem Regulärbetrieb ausbauen möchten.

Nichtöffentlichkeit von Sitzungen begründen

Werden Punkte einer Rats- oder Ausschusssitzung nichtöffentlich behandelt, so 
soll dies vor der Sitzung öffentlich angekündigt und begründet werden. Dabei soll 
auch bekannt gegeben werden, welche Punkte im Einzelnen betroffen sind. Wir 
wollen diese Begründungen streng überprüfen, um Missbrauch zu verhindern.

Informationsfreiheitssatzung

Die Gemeinden im Kreis sollen mit einer Informationsfreiheitssatzung den Zu-
gang zu Informationen (z.B. Klinik-Gutachten, Verträge) gewährleisten. Das In-
formationsfreiheitsgesetz auf Landesebene halten wir für nicht ausreichend.

Stärkung der Jugendgemeinderäte

Jugendgemeinderäte sollen im Gemeinderat ein Antrags- und Rederecht erhalten.

Einführung eines Jugendkreistags

Nach Vorbild des Jugendgemeinderats soll auch auf Kreisebene die Beteiligung 
der Jugend gestärkt werden.
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Kommunikation der Notfallpläne

Wir fordern die Veröffentlichung der Notfallpläne für mögliche Katastrophen-
szenarien (z.B. Hochwasser, Waldbrände). Dies ermöglicht die Prüfung der Pläne 
durch die Bevölkerung, die mit der Lage vor Ort am besten vertraut ist und somit 
mögliche Fehlplanungen erkennen kann.

Telefonlisten des Jobcenter Landkreis Göppingen

Der Landkreis Göppingen soll darauf hinwirken, dass die E-Mail- und Telefonlisten 
des Jobcenters Landkreis Göppingen öffentlich zugänglich gemacht werden.

Freie Nutzung des öffentlichen Raumes

Wir setzen uns für Versammlungsfreiheit und eine vielfältige und freie Nutzung 
des öffentlichen Raums ein. Daher lehnen wir Regelungen ab, die diese unnötig 
einschränken; wir stellen uns unter Anderem gegen Verbote, die den Konsum von 
alkoholischen Getränken auf öffentlichen Plätzen untersagen.

 

Datenschutz

Abbau der Videoüberwachung

Die Überwachung öffentlicher und privater Räume lehnen wir grundsätzlich ab. 
Alle öffentlich betriebene Überwachungskameras sollen kritisch auf ihren Nut-
zen überprüft werden. Für jede weiterhin betriebene Kamera sollen Standort und 
Blickwinkel öffentlich zugänglich dokumentiert werden.

Verschlüsselung für kommunale Mailadressen

Öffentliche Stellen sollen eine Möglichkeit zur verschlüsselten Kommunikation 
anbieten. Dabei soll auf offene Standards, wie z.B. das Verwenden der PGP Ver-
schlüsselung, geachtet werden.

Verschlüsselung von kommunalen Rechnern

Kommunale Rechner bzw. deren Festplatten sollen aus Gründen der Datensicher-
heit stets verschlüsselt werden. Hierzu müssen sichere Open Source - Lösungen 
verwendet werden.
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Kein Verkauf von Daten aus dem Melderegister

Gegen Gebühr geben die Gemeinden an kommerzielle Nutzer Daten aus dem 
Melderegister heraus. Wir fordern die Einstellung dieser Praxis, solange der be-
treffende Bürger nicht ausdrücklich zustimmt (Umkehr der bisherigen Praxis).

Datenerhebung auf den Prüfstand stellen

Alle von Behörden abgefragte Daten sollen daraufhin geprüft werden, ob ihre Er-
hebung notwendig ist.

Sensibilisierung der Mitarbeiter

Die Mitarbeiter der Gemeinden sollen regelmäßig durch Schulungen für den sorg-
samen Umgang mit Daten sensibilisiert werden.

Wirtschaft

Rekommunalisierung von Körperschaften des öffentlichen Rechts

Unternehmen wie z.B. Wohnbau, EVF und das Müllheizkraftwerk sollen in die 
kommunale Verwaltung zurückgeführt werden.

Gewerblichen Leerstand abbauen

Die Kommunen sollen versuchen, Leerstände zu belegen, bevor Gewerbegebiete 
erweitert oder neue geschaffen werden. Diese Maßnahme ist in ein Gesamtkon-
zept zur Belebung der Zentren einzubinden.

Förderung kommunaler Wirtschaftskreisläufe

Es ist eine Online-Datenbank zu schaffen, durch die Unternehmen die Möglich-
keiten haben, lokal ihren Bedarf zu decken.

Einrichtung einer Stabsstelle zur Inanspruchnahme von Fördermitteln

Lokalen Unternehmen soll es erleichtert werden, Fördermittel von EU, Bund und 
Land in Anspruch zu nehmen.
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Besonders intensive Förderung der Neugründung von Unternehmen 
sowie Ansiedlungen von Unternehmen innerhalb der Kommunen

Es soll eine kostenlose Vorabberatung durch die zuständigen Stellen innerhalb der 
Kommunen angeboten werden. Es soll eine Vorgabe für den Verwaltungsdurch-
lauf für alle Prüfungen von 3 Wochen gelten.

Rekommunalisierung der Verkehrsüberwachung

Die Verkehrsüberwachung soll wieder vollständig durch die kommunale Hand 
übernommen werden.

Haushalt

Bürgerhaushalt

Die Bürger sollen über einen Teil der Gemeindehaushalte bestimmen können. 
Diese Entscheidungen müssen für die Gemeinde verbindlich sein.

Umstellung auf freie Software

Durch den Umstieg auf freie Software entfallen die Kosten für Anschaffung und 
Wartung teurer kommerzieller Software (wie z.B. Microsoft Office). Die Stadt soll 
bei allen eingesetzten Programmen prüfen, ob ein Umstieg auf quelloffene Alter-
nativen (Open Source) sinnvoll ist.

Entflechtung von kirchlichen und städtischen Bildungseinrichtungen

Die Finanzierung kirchlicher Bildungseinrichtungen (wie z.B. Kindergärten) er-
folgt nahezu vollständig aus Steuergeldern. Trotzdem hat die Gemeinde keinerlei 
Mitbestimmungsrechte. Wir wollen diesen Missbrauch beenden.

Finanzieller Ausgleich

Die Finanzierung der von Land/Bund an die Kommunen übertragenen Aufgaben 
muss gewährleistet sein.

Abschaffung der erhöhten Hundesteuerpflicht für gefährliche bzw. 
Kampfhunde

Die erhöhte Hundesteuerpflicht für gefährliche bzw. Kampfhunde soll abgeschafft 
werden. Die Einordnung von Hunden nach der sogenannten Rassenliste erfolgt 
größtenteils willkürlich.
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Abschaffung der Hundesteuer

Die Hundesteuer ist ein Relikt aus dem 18. Jahrhundert und soll im Sinne einer 
Gleichbehandlung der Tierhalter abgeschafft werden.

Infrastruktur & Verkehr

Glasfaserausbau vorantreiben

Zugang zu schnellem Internet ist ein wichtiger Standortfaktor. Um für die Zukunft 
gerüstet zu sein, ist ein Ausbau des Glasfasernetzes notwendig. Um die Kosten zu 
minimieren sollen bei ohnehin erforderlichen Baumaßnahmen zusätzliche Leer-
rohre verlegt werden.

Flächendeckendes WLAN

Die Kommunen sollen flächendeckend kostenloses WLAN anbieten. Dabei soll ein 
hürdenfreier, anonymer Zugang gewährleistet sein.

Abbau des Schilderwalds

Wir streben eine deutliche Reduzierung der Anzahl der Verkehrsschilder an. Dazu 
schlagen wir Pilotprojekte zur Erprobung von alternativen Verkehrsführungen 
(z.B. Shared Space) vor.

Pilotprojekt für einen fahrscheinlosen ÖPNV

Die Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel soll attraktiver werden. Im Kreis soll hier-
zu die Machbarkeit eines fahrscheinlosen öffentlichen Personennahverkehrs ge-
prüft werden.

Verbesserung des nächtlichen ÖPNV

Im Landkreis Göppingen soll das Angebot an nächtlichen Beförderungsmöglich-
keiten ausgebaut werden. So streben wir ein Pilotprojekt an, bei dem Kleinbusse 
oder Großtaxis auf Abruf zum jeweiligen Bustarif zwischen den Bushaltestellen 
verkehren sollen.

Baulücken schließen

Um der Wohnungsnot entgegen zu wirken, soll die Stadt Göppingen über die Bau-
satzung einen angemessen Zeitraum für die Bebauung von Brachflächen definie-
ren.
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Schurwaldquerung

Wir setzen uns für einen Abbau des Schwerverkehrs durch die Lorcher Straße ein, 
um die Belastung der Einwohner zu reduzieren.

Einkaufszentrum Bleichstraße

Wir setzen uns für eine Veränderung des Konzepts für das geplante Einkaufszen-
trum in der Bleichstraße ein. Das Konzept stammt aus den 1980er-Jahren und ist 
nicht mehr zeitgemäß, was sich auch in vergleichbaren Städten zeigt. Wir streben 
auf dem Gelände ein Konzept des Wohnens und Kaufens, also eine Mischbebau-
ung in Form von Wohnungen in den oberen Geschossen und Ladeneinheiten im 
Erdgeschoss, an.

Erhalt der Infrastruktur und damit Abbau der Barrieren

Von den Rund 254 km städtischen Straßen befinden sich rund 70% in einem sa-
nierungsbedürftigen Zustand. Durchschnittlich gibt die Stadt Göppingen für die 
Sanierung Geld für 2,5 bis 3,0 km Straße im Jahr aus. Dadurch würde Göppingen 
für die Sanierung dieser Straßen über 60 Jahre Zeit benötigen. Wir fordern eine 
massive Erhöhung des Budgets auf 5 Millionen Euro jährlich für die Straßenerhal-
tung und Sanierung. Dies halten wir auch im Rahmen der Barrierefreiheit für not-
wendig.

Parkplatzleitsystem

Wir fordern ein schnelles Umsetzen des Parkplatzleitsystem, um den zunehmen-
den Parkplatzsuchverkehr in Göppingen zu reduzieren.

Soziales

Menschenwürdiges Asyl

Es muss dafür gesorgt sein, dass ein menschenwürdiges Asyl im Landkreis er-
möglicht wird. Dazu sollen Lösungen mit allen Beteiligten gesucht werden; dies 
kommt auch Problemen wegen evtl. fehlender Akzeptanz in der Bevölkerung 
zuvor. Notlösungen dürfen nicht zum Dauerzustand werden, "Container-Städte" 
lehnen wir ab.

Kostenloser Kirchenaustritt

Der Austritt aus einer Religionsgemeinschaft soll kostenfrei sein.
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Gebärdensprachdolmetscher für öffentliche Sitzungen

Sitzungen von Kreistag und Gemeinderat sollen von einem Gebärdensprachdol-
metscher übersetzt werden.

Gebührenfreie Kita-Plätze

Die Kommunen müssen ausreichend kostenlose Kita-Plätze zur Verfügung stellen.

Anmeldesystem für Kindergartenplätze

Der Mangel an Transparenz und Kommunikation zwischen einzelnen Einrichtun-
gen führt zu Massenbewerbungen und zu einem enormen Verwaltungsaufwand 
für Einrichtungen und Eltern. Ein Onlinedienst (ähnlich einer Ampel) schafft die 
notwendige Transparenz und ermöglicht es den Eltern, ihr Kind für einen einzigen 
Platz anzumelden.

Städtische Museen kostenlos

Museen sollen künftig zu freiwilligen Spenden aufrufen statt Eintritt zu verlangen. 
Die Eintrittsgelder decken nur einen sehr geringen Teil der Kosten ab. Ein kosten-
freier Eintritt wird die Besucherzahlen erhöhen und großen Familien und finanziell 
benachteiligten Menschen den Eintritt ermöglichen.

Anonymisierte Bewerbungsverfahren

Die Kommunen sowie kommunale Betriebe sollen ein anonymisiertes Bewer-
bungsverfahren verwenden. Dies soll, auch ungewollte, Diskriminierung vermei-
den und ermöglicht die Auswahl der Bewerber rein nach ihrer Qualifikation.

Einrichtung einer Babyklappe

An der Klinik am Eichert soll eine Babyklappe eingerichtet werden.

Abgabe auf Lebensmittelabfälle (Verschwendungsabgabe)

Um die Verschwendung von frischen Lebensmitteln zu reduzieren, soll das Abfall-
recht des Kreises so erweitert werden, dass Supermärkte und andere kommerziel-
le Nahversorger Lebensmittelabfälle getrennt vom Restmüll entsorgen müssen. 
Die durch den Kreis erhobenen Gebühren zur Entsorgung von Lebensmitteln sol-
len hierbei mindestens doppelt so hoch sein wie für Restmüll. Wir wollen damit die 
Abgabe noch genießbarer Lebensmittel an soziale Einrichtungen fördern.
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Bereitstellung von inklusiven Spielgeräten

An Schulen, Kindergärten und Spielplätzen sollen inklusive Spielgeräte bereitge-
stellt werden, um auch behinderten Kindern Teilnahme zu ermöglichen. Dies ist 
ein weitere Schritt zur Umsetzung der UN Behindertenrechtskonvention.

Förderung des Schulsanitätswesens

Die Einführung und Unterhaltung von Schulsanitätsdiensten wird gefördert. Der 
Landkreis als Träger der beruflichen Schulen führt an diesen, in Kooperation mit 
einer Hilfsorganisation, Schulsanitätsdienste ein.

Jobcenter - Einführung des Optionsmodells

Der Landkreis Göppingen soll ein Kommunales Jobcenter gründen. Vor Einführung 
muss durch eine Informationsfreiheitssatzung und Etablierung eines kunden-
freundlichen und funktionierenden Beschwerde-/Kundenreaktionsmanagments 
sichergestellt werden, dass keine Schlechterstellung gegenüber dem Istzustand 
erfolgt.

Jobcenter – Einteilung nach Berufsgruppen

Die Fachlichkeit der Mitarbeiter ist ein Grundpfeiler einer qualifizierten Beratung. 
Das Jobcenter soll die Beratung der Kunden nach Einteilung in Berufsgruppen und 
nicht nach Alphabet durchführen. Die Qualität der Beratung und die Erfolgsquote 
bei der Vermittlung werden durch diese Maßnahme deutlich verbessert.

Jobcenter - Kosten der Unterkunft

Wir fordern, dass das Jobcenter Landkreis Göppingen die Angemessenheit der 
Kosten der Unterkunft (Miete, Heizkosten, Nebenkosten) realistisch ermittelt und 
genehmigt.

Friedhofsatzung – Zulassung von Assistenz- und Begleithunden

In der jeweiligen kommunalen Friedhofsatzung ist zu regeln, dass Assistenz- und 
Begleithunde auf dem Friedhofsgelände grundsätzlich erlaubt sind.

Unterricht für erkrankte Schüler

Es soll ein Modellprojekt eingeführt werden, das Schülerinnen und Schülern er-
möglicht, am Schulunterricht von zu Hause per Videokonferenz teilzuhaben, 
wenn ihnen der Schulbesuch nicht möglich ist.
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Kostenloses Mittagessen

Im Landkreis Göppingen soll ein kostenloses Mittagessen an Bildungs- und Be-
treuungseinrichtungen angeboten werden.

Umsetzung der UN Behindertenkonvention in allen städtischen Berei-
chen

Die Stadt Göppingen soll sich eine Selbstverpflichtung zur Umsetzung der UN Be-
hindertenrechtskonvention auferlegen. Die betrifft alle städtischen Bereiche, wie 
z.B. Bau, Sicherheit, Personal usw. Dadurch wird die gesellschaftliche Teilhabe 
und das Selbstverständnis in der Gesellschaft gefördert.

Umwelt & Verbraucherschutz

Erneuerbare Energien für öffentliche Einrichtungen

Wir streben an, die Versorgung aller öffentlicher Einrichtungen sukzessive auf er-
neuerbare Energien umzustellen.

Dezentrale Energieversorgung

Die Energiegewinnung der Zukunft liegt in der Dezentralisierung. Hierfür müssen 
die Bürger eingebunden und die langfristigen finanziellen Anreize weiter hoch-
gehalten werden. Es sollen verstärkt kommunale Bürgerenergieanlagen gefördert 
bzw. deren Einrichtung unterstützt werden. Die Bürger sollen hierbei durch ent-
sprechende Finanzierungs- und Mitsprachemodelle eingebunden werden.

Verstärkter Einsatz von elektronischen Akten

Wo möglich und sinnvoll soll verstärkt auf elektronische Akten gesetzt werden. 
Dabei muss auf den Datenschutz sowie geeignete Sicherungsmaßnahmen ge-
achtet werden.

Renaturierung von Gewässern

Gewässer sollen in Zusammenarbeit mit Naturschutzverbänden wie z.B. dem 
NABU wieder renaturiert werden.
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Modernes Abfallwesen

Die Piratenpartei setzt sich für ein modernes, umweltfreundliches Abfallwesen 
ein. Dazu gehört unter anderem die Einführung einer Bioabfalltonne sowie der 
Ersatz der bisher verwendeten "Gelben Säcke" durch eine "Gelbe Tonne".

Besonderer Schutz der Imkerei

Aufgrund der volkswirtschaftlichen Bedeutung der Biene ist deren besonderer 
Schutz notwendig. Wir fordern deshalb ein Anbauverbot von genetisch veränder-
ten Pflanzen.

Meldepflicht für tot aufgefundene Haustiere

Von öffentlichen Stellen, wie Straßenmeistereien und Straßenreinigungen, tot 
aufgefundene Haustiere müssen registriert, auf eine Kennzeichnung, z.B. Täto-
wierung oder Mikrochip, überprüft und schließlich an die zentralen Haustierregis-
ter gemeldet werden.

Lärmschutz Schießstand

Wir setzen und dafür ein, dass Lärmschutzmaßnahmen im Bereich des Schieß-
standes des Polizeipräsidiums im Göppinger Stauferpark erarbeitet und umge-
setzt werden.



Kandidaten

Unsere
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Michael Freche
Listenplatz  1

Der 50-jährige Vertriebsunternehmer aus Göppingen kämpft bereits seit 2014  im 
Göppinger Gemeinderat für den Abbau von Barrieren in allen Bereichen  der Poli-
tik. Neben dem Gemeinderatsmandat ist er im Aufsichtsrat der EVF, Mitglied im 
Ausschuss Umwelt und Technik und in der Verkehrsschau. Er hat zwei Söhne und 

ist verheiratet. Seine Hobbys sind die Imkerei und  das 
Motorradfahren. Er ist Inklusionsbeauftragter der Pira-
tenpartei Baden-Württemberg. 

Michael Freche hat in den letzten Jahren eine piratige 
Duftnote im Göppinger Gemeinderat setzen konnte. 
Durch seine qualifizierten Beiträge hat er bewiesen, 
dass er nicht nur „schmückendes Beiwerk“ ist, sondern 
auch als einzelner Stadtrat seiner Partei durchaus die 
Meinungsbildung beeinflussen kann. Er hatte dabei in 
jeden Fall immer ein offenes Ohr für die Anliegen der 
Bürgerinnen und Bürger in Göppingen.

Im Gemeinderat hat Michael Freche intensiv das Einbe-
ziehen der Bürgerinnen und Bürger in die Stadtpolitik 
gefordert.

Dies hat leider bisher nicht ausreichend stattgefunden. Für die Forderung, mehr 
mit Bürgerentscheiden in Göppingen zu arbeiten, gerade bei großen Bauprojek-
ten wie z.B. das Einkaufszentrum, konnten bisher leider noch keine politischen 
Mehrheiten gefunden werden. Mit einer stärkeren Piratenpartei im Gemeinderat 
werden die Chancen auf eine Umsetzung steigen, wie sich auch an unseren Erfol-
gen im Bereich Transparenz zeigt.

Für die Zukunft möchte Michael Freche seinen Schwerpunkt auf den Erhalt der 
Göppinger Infrastruktur setzen. Vor allem die Straßen sind zum Großteil in einem 
sanierungsbedürftigen Zustand. Ein weiteres Ziel wird der Breitbandausbau sowie 
die Fortsetzung seiner erfolgreiche Arbeit in der Umsetzung der Inklusion sein.

Demokratisch. Inklusiv. Offen.
Michael Freche, Stadtrat
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Johannes Haux
Listenplatz  2

Der 56-jährige Dreher aus Jebenhausen ist verheiratet und hat fünf Kinder. Er  en-
gagiert sich seit 2014 im Bezirksbeirat Jebenhausen. 

Als bodenständiger Schwabe ist er mit seinem Heimat-
ort verbunden. Göppingen als Industriestandort ist für 
ihn ebenso wichtig wie eine zukunftsfähige Weiterent-
wicklung. Der Spagat zwischen diesen beiden Polen 
ist, so schwierig er ist, unbedingt zu schaffen. Dazu 
braucht es neben Bauland auch Initiativen für mehr 
Nachhaltigkeit. Deshalb engagiert er sich nicht nur im 
Repaircafé für mehr Reparatur und weniger Wegwer-
fen, sondern auch für Streuobst und Apfelsaft. Er hat 
1998/1999 das erste Passivhaus im Kreis gebaut. 

Für Göppingen muss der Ausbau von Infrastruktur 
nicht nur im Bereich der Breitbandversorgung ge-
schaffen werden. Er muss  auch ganz „herkömmlich“ 
im Erhalt von Straßen und Gebäuden (hier speziell das 
Badhaus und die Badherberge) Niederschlag finden. 

Auch die Außenwirkung (HW7, Jakobsweg etc.) muss Beachtung finden. 

Die Feuerwehren müssen entsprechend ihrer wichtigen Aufgabe in den Stand 
versetzt werden, der es ihnen ermöglicht, diese auch ordentlich wahrnehmen zu 
können. Nach Holzheim muss jetzt Jebenhausen baulich ertüchtigt werden. 

Politisch sucht er den Konsens so weit als möglich. Wenn die Lösung für alle ein 
bisschen passt, ist sie besser als wenn sie für 51% das Optimum darstellt, für den 
Rest aber untragbar ist. 

Inklusion aller Bevölkerungsgruppen ist ihm sehr wichtig. Dabei muss das Prinzip 
„Meine Freiheit reicht so weit, wie ich keinen anderen behindere“ oberste Direk-
tive sein. 

Transparent. Gerecht. Ehrlich.
Johannes Haux, Bezirksbeirat
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Stefan Klotz
Stefan Klotz ist 32 Jahre alt und Elektroniker für Energie- und 
Gebäudetechnik. Er ist seit 2009 Mitglied der Piratenpartei, 
Gründungsmitglied der Piratenpartei Göppingen und Mitglied der 
Freiwilligen Feuerwehr.
Er setzt sich politisch vor allem für die Kernthemen Tranzparenz und 
Mitbestimmung ein.

Martin Stoppler
Martin Stoppler, 28 Jahre alt, studierte Technische Kybernetik an 
der Universität Stuttgart und arbeitet als Entwicklungsingenieur. 
Seit 2009 engagiert er sich bei der Piratenpartei und gründete 
gemeinsam mit Stefan Klotz die Piratenpartei Göppingen. Er kämpft 
vor allem für mehr Transparenz in der Politik und gegen die 
ausufernde staatliche Überwachung.

Kornelia Freche
Die 48-jährige Verwaltungsangestellte ist verheiratet und hat zwei 
Söhne. Sie setzt sich vor allem für den Barriereabbau im Bereich des 
Radverkehrs ein.
Ein Ziel von ihr ist der Ausbau von sicheren Radwegeverbindungen. 
Ein weiterer Schwerpunkt ist die inklusive Umsetzung in den 
Bildungseinrichtungen.

Barbara Haux
Die 52-jährige Arbeiterin (Metall) und ausgebildete 
Fernmeldeobersekretärin beginnt im Herbst eine Umschulung zur 
Erzieherin (Kindergarten). Sie ist verheiratet und hat 3 Söhne, 2 
Stiefkinder sowie eine Hund und eine Katze. Sie arbeitet aktiv bei 
der Kinderkirche mit. Sie sieht sich in der Nachbarschaftshilfe und 
bei Nachhhaltigkeitsinitiativen gefordert.
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